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V 

Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 5. Mai 1961 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
232. Sitzung am 5. Mai 1961 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 19. April 1961 verabschiedeten 

Gesetzes zur Änderung 
des Bundesfernstraßengesetzes 

— Drucksachen 2159, 2613 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Dr. Meyers 


Bonn, den 5. Mai 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 20. April 1961 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Dr. Meyers 


Druck: Bonner Univorsitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache 2733 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Änderung des Bundesfernstraßengesetzes 


1. Artikel 1 Nr. 4 

Der neu eingefügte § 5 a ist wie folgt zu fassen; 
.§ 5 a 

Zum Bau oder Ausbau von Ortsdurchfahrten 
im Zuge von Bundesstraßen und zum Bau oder 
Ausbau von Zubringerstraßen zu Bundesfern- 
straßen in der Baulast des Bundes kann der 
Bund, wenn ein Interesse des Bundes besteht, 
Zuschüsse oder Darlehen gewähren. Es können 
auch Zuschüsse für den Grunderwerb gegeben 
werden. Außerdem leistet der Bund aus einem 
zweckgebundenen Mehraufkommen der Mineral- 
ölsteuer (Gemeindepfennig) Zuschüsse zum Bau 
und Ausbau von Verkehrsanlagen von Landstra- 
ßen II. Ordnung und sonstiger kommunaler Stra- 
ßen, die, ohne Zubringerstraßen zu sein, in ande- 
rer Weise für Bundesfernstraßen von Bedeutung 
sind. Die Verteilung dieser Zuschüsse wird den 
Ländern überlassen.'" 

Begründung 

Der Vorschlag entspricht der Stellungnahme des 
Bundesrates gemäß Artikel 76 Abs. 2 GG vom 
23. September 1960 — Bundestagsdrucksache 
2159, Anlage 2 S. 13 lfd. Nr. 3. Auf die dort ge- 
gebene Begründung wird Bezug genommen. 

2. Artikel 1 Nr. 17 

Nr. 17 ist wie folgt zu fassen: 

,17. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In den Absätzen 1, 2 und 3 sind die Worte 
„§ 17" jeweils durch die Worte „§ 18 
Abs. 5" zu ersetzen; 

b) Absatz 5 ei"hält folgende Fassung; 

„(5) Im übrigen gelten die für die 
öffentlichen Straßen geltenden Enteig- 
nungsgesetze der Länder." ‘ 

Begründung 

Der Vorschlag entspricht der Stellungnahme des 
Bundesrates gemäß Artikel 76 Abs. 2 GG vom 
23. September 1960 — Bundestagsdrucksache 


2159, Anlage 2 S. 15 lfd. Nr. 7. Auf die dort ge- 
gebene Begründung wird Bezug genommen. 

Artikel 3 

Artikel 3 ist wie folgt zu fassen: 

„Artikel 3 

Der Bund ist Träger der Straßenbaulast für 
Brücken im Zuge von Bundesfernstraßen über 
Gewässern im Rahmen des § 5 Abs. 3 des Bun- 
desfernstraßengesetzes auch dann, wenn die 
Baulast bei Inkrafttreten dieses Gesetzes ande- 
ren Gebietskörperschaften, gemeindlichen Zweck- 
verbänden oder Wasser- und Bodenverbänden 
oblag. Dies gilt nicht für Brücken innerhalb der 
geschlossenen Ortslage (§ 5 Abs. 4 Satz 2 und 3 
des Bundesfernstraßengesetzes) in Gemeinden, 
die bei der Volkszählung am 13. September 
1950 mehr als 50 000 Einwohner hatten." 

Begründung 

Außer den natürlichen Gewässern erfüllen auch 
durch Menschenhand angelegte Entwässerungs- 
gräben und -kanäle, vor allem in den Küstenge- 
gebieten, wichtige Funktionen für die Landeskul- 
tur. Da die den kommunalen Baulastträgern wie 
auch den Wasser- und Bodenverbänden im Sinne 
der Ersten Wasserverbandsverordnung vom 

3. September 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 933) ur- 
sprünglich auf Grund des Verursachungsprinzips 
auferlegte Brückenbaulast für diese Körperschaf- 
ten im Hinblick auf ihre sonstigen öffentlichen 
Verpflichtungen auf die Dauer untragbar ist, er- 
scheint es angemessen, auch insoweit den in § 1 
Abs. 4 Nr. 1 Bundesfernstraßengesetz enthalte- 
nen Grundsatz zu verwirklichen, daß die Brücke 
ein Teil der Straße ist. Im übrigen standen zahl- 
reiche Brücken über Gewässer im Zuge von 
Reichsstraßen nicht in der Baulast des Deutschen 
Reichs. Hierfür waren verschiedene Gründe- 
maßgebend. Nach § 1 Abs. 4 Nr. 1 FStrG gehö- 
ren die Brücken zu den Bundesfernstraßen. Es 
ist daher sinnvoll, daß die Brücken außerhalb 
von Ortsdurchfahrten als Teile der Straßen in 
der Baulast des Bundes stehen, zumal die frühe- 
ren Gründe für eine Sonderregelung nicht mehr 
gegeben sind. 
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